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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 19. MÃ¤rz 2021 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die Erstattung der Kosten eines Widerspruchsverfahrens.

Er ist 1961 geboren. Nach Abschluss der Realschule machte er eine Ausbildung zum
Kfz-Mechaniker und berufsbegleitend im Fernstudium eine Weiterbildung zum
Maschinenbautechniker. In diesem Beruf arbeitete er bei wechselnden
Arbeitgebern, auch bei Zeitarbeitsfirmen; seit April 2016 ist er in einer
Festanstellung beschÃ¤ftigt. Er ist verheiratet und Vater von zwei erwachsenen
Kindern. Mit seiner Ehefrau lebt er in einem eigenen Haus (vgl. Ã�rztlicher
Entlassungsbericht des Rehazentrum H vom 18. Januar 2017).Â 

Am 27. Januar 2017 beantragte der KlÃ¤ger erstmals beim Landratsamt H1 (LRA)
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die Feststellung des Grades der Behinderung (GdB). Als zu berÃ¼cksichtigende
GesundheitsstÃ¶rung gab er einen TrÃ¼mmerbruch am rechten Handgelenk
aufgrund eines hÃ¤uslichen Unfalls am 3. Juni 2016 an.

Nach Auswertung der vorgelegten medizinischen Unterlagen bewertete H2
versorgungsÃ¤rztlich eine Funktionsbehinderung des rechten Handgelenks und
GebrauchseinschrÃ¤nkung der rechten Hand mit einem Einzel-GdB von 30, der dem
Gesamt-GdB entsprach.

GestÃ¼tzt hierauf stellte das LRA durch Bescheid vom 8. Februar 2017 einen GdB
von 30 seit dem 27. Januar 2017 fest. Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies der
Beklagte nach versorgungsÃ¤rztlicher Auswertung weiterer zur Vorlage
gekommener medizinischer Unterlagen durch Widerspruchsbescheid vom 11.
August 2017 zurÃ¼ck.

Am 18. Februar 2020 beantragte der KlÃ¤ger die Neufeststellung des GdB. Den
Antrag begrÃ¼ndete er mit der vollstÃ¤ndigen GebrauchsunfÃ¤higkeit der rechten
Hand und einer stark eingeschrÃ¤nkten HÃ¶rfÃ¤higkeit. Aus steuerlichen GrÃ¼nden
beantragte er die ErhÃ¶hung des GdB rÃ¼ckwirkend ab dem Jahr 2017. Zugleich
beantragte er nach Â§ 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) die Ã�nderung
des Bescheides vom 8. Februar 2017 insofern, als dass aus steuerlichen GrÃ¼nden
der GdB bereits ab 2016 festgestellt werde.

Der Antrag des KlÃ¤gers im vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren auf
unverzÃ¼gliche Bescheidung des Antrags auf Feststellung der
Schwerbehinderteneigenschaft war erfolglos (Sozialgericht Heilbronn [SG],
Beschluss vom 7. April 2020 â�� S 2 SB 799/20 ER Ââ��, Senatsbeschluss vom 13.
Mai 2020 â�� L 6 SB 1248/20 ER-B â��).

Die S wertete die vorgelegten medizinischen Unterlagen â�� unter anderem den am
29. Juni 2020 eigegangenen Bericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde (HNO-Ã�rztin) Bujosevic vom 22. Juni 2020 und das
Tonaudiogramm vom 31. Januar 2020 â�� aus und bewertete eine
Funktionsbehinderung des rechten Handgelenks und GebrauchseinschrÃ¤nkung der
rechten Hand weiterhin mit einem Einzel-GdB von 30, der dem Gesamt-GdB
entsprach. NachtrÃ¤glich ergÃ¤nzte sie auf der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme handschriftlich, dass der Einzel-GdB fÃ¼r die beiderseitige
SchwerhÃ¶rigkeit unter 10 liege (versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme vom
15.Â Juli 2020).

Durch Bescheid vom 20. Juli 2020 ergÃ¤nzte das LRA den Bescheid vom 8. Februar
2017 insoweit, als dass auch fÃ¼r den Zeitraum vom 3. Juni 2016 bis zum 26.
Januar 2017 der GdB 30 betrage.

Das LRA lehnte durch Bescheid vom 21. Juli 2020 den Antrag vom 18. Februar 2020
auf Neufeststellung des GdB ab. Die PrÃ¼fung der vorliegenden aktuellen
medizinischen Unterlagen bzw. der erhobenen medizinischen Befunde habe
ergeben, dass eine wesentliche Verschlimmerung des Gesundheitszustands und der
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damit einhergehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers nicht
eingetreten sei. Die vorliegenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen seien in vollem
Umfang umfasst und unter BerÃ¼cksichtigung der Versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tze zutreffend mit dem bereits festgestellten GdB bewertet. Als
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen lÃ¤gen vor eine Funktionsbehinderung des rechten
Handgelenks und eine GebrauchseinschrÃ¤nkung der rechten Hand.

Durch weiteren Bescheid vom 22. Juli 2020 lehnte das LRA den Antrag nach Â§ 44
SGB X ab. Die Ã�berprÃ¼fung unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens des
KlÃ¤gers habe ergeben, dass die Voraussetzungen des Â§ 44 SGB X nicht
vorlÃ¤gen, weil bei Erlass des Bescheides vom 8. Februar 2017 weder das Recht
unrichtig angewandt noch von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden
sei.

Der KlÃ¤ger hat gegen die Bescheide vom 21. und vom 22. Juli 2020 Widerspruch
erhoben und die Einholung eines Befund- und Behandlungsberichts bei der B, bei
der er seit lÃ¤ngerer Zeit in Behandlung sei, angeregt.
Mit Schreiben vom 4. August 2020 bestÃ¤tigte das LRA den Eingang der
WidersprÃ¼che und fÃ¼hrte unter Hinweis auf die beigefÃ¼gte
versorgungÃ¤rztliche Stellungnahme vom 15. Juli 2020 aus, dass die geltend
gemachte FunktionsbeeintrÃ¤chtigung â��SchwerhÃ¶rigkeitâ�� keinen GdB von
mindestens 10 begrÃ¼nde.

Der KlÃ¤ger brachte mit Schreiben vom 7. August 2020 vor, er habe im Antrag vom
14. Februar 2020 (Eingang beim LRA am 18. Februar 2020) wegen seiner
eingeschrÃ¤nkten HÃ¶rfÃ¤higkeit die Adresse seiner HNO-Ã�rztin angegeben.
Hinsichtlich dieser FunktionsbeeintrÃ¤chtigung enthielten aber die Bescheide vom
20. und vom 21. Juli 2020 keine Aussage. Auf seinen Widerspruch hin habe er aber
nun den von der HNO-Ã�rztin angeforderten Bericht und eine versorgungÃ¤rztliche
Stellungnahme erhalten. Es mÃ¶ge mitgeteilt werden, wie diese Verfahrensweise zu
Stande gekommen sei und vor allem, aus welchen GrÃ¼nden die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung â��geminderte HÃ¶rfÃ¤higkeitâ�� nicht in den
Bescheiden enthalten gewesen sei. Die Bescheide seien insoweit rechtswidrig und
mit der Kostenfolge des Â§ 63 Abs. 1 SGB X aufzuheben. Wenn das LRA die Kosten
hinsichtlich dieses Aspekts erstatte, werde die geminderte HÃ¶rfÃ¤higkeit im
Widerspruchsverfahren nicht weiterverfolgt. BeigefÃ¼gt war dem Schreiben eine
Kostenrechnung des BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers nach dem Gesetz Ã¼ber die
VergÃ¼tung der RechtsanwÃ¤ltinnen und RechtsanwÃ¤lte
(RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetz â�� RVG) Ã¼ber 371,20 Euro (300,00 Euro
[GebÃ¼hr nach Nr. 2302 nach dem VergÃ¼tungsverzeichnis zum RVG], 20,00 Euro
[Auslagenpauschale nach Nr.Â 7002 VV RVG], 51,20 Euro [16 % Umsatzsteuer nach
Nr. 7008 VV RVG]).

Das LRA entgegnete (Schreiben vom 11. August 2020), dass der Einwand des
KlÃ¤gers, die Bescheide vom 20. und vom 21. Juli 2020 enthielten keine Aussage
zur SchwerhÃ¶rigkeit, nur auf den Bescheid vom 21. Juli 2020 zutreffe, im Bescheid
vom 20. Juli 2020 seien Ã¼berhaupt keine FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen erwÃ¤hnt.
Gegen den Bescheid vom 20. Juli 2020 sei auch kein Widerspruch eingelegt worden.
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Aus der Akte ergebe sich, dass in der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom
13. Juli 2020 (gemeint wohl 15. Juli 2020) handschriftlich hinzugefÃ¼gt worden sei
â��SchwerhÃ¶rigkeit bds u. 10â��. Da diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung im
Fachprogramm elektronisch nicht hinterlegt gewesen sei, sei sie auch nicht in den
Bescheid vom 21. Juli 2020 eingespielt worden. Dieses Versehen werde bedauert,
trotzdem habe jedoch eine vollumfÃ¤ngliche SachverhaltsaufklÃ¤rung
stattgefunden. In der Gesamtbetrachtung ergebe sich kein anderes Ergebnis.
Dadurch, dass die SchwerhÃ¶rigkeit lediglich mit einem Einzel-GdB von 10 bewertet
worden sei, verbleibe es bei einem Gesamt-GdB von 30. Eine rechtswidrige
Entscheidung liege demnach nicht vor. Da das Widerspruchsverfahren noch nicht
abgeschlossen sei, sei keine Kostenentscheidung zu treffen.
Mit Schreiben vom 13. August 2020 (Eingang beim LRA am 17. August 2020) wies
der KlÃ¤ger darauf hin, dass drei Bescheide erlassen worden seien. Der Bescheid
vom 22. Juli 2020 lehne eine rÃ¼ckwirkende Feststellung ab 2016 ab, durch den
Bescheid vom 20. Juli 2020 werde hingegen eine rÃ¼ckwirkende ErhÃ¶hung des
GdB ab 2016 festgestellt. Der Bescheid vom 22. Juli 2020 stehe demnach im
Widerspruch zum Bescheid vom 20. Juli 2020 und sei deswegen rechtswidrig und
aufzuheben; dann wÃ¤re der Widerspruch gegen den Bescheid vom 22. Juli 2020
erfolgreich. Vorsorglich erhob der KlÃ¤ger auch Widerspruch gegen den Bescheid
vom 20. Juli 2020. Vergleichsweise schlug er vor, dass das LRA den Bescheid vom
22. Juli 2020 zurÃ¼cknehme und ihm die auÃ�ergerichtlichen Kosten zur HÃ¤lfte
erstatte. Im Gegenzug nehme er die WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 20.,
21. und 22. Juli 2020 zurÃ¼ck und erklÃ¤re die Angelegenheit insgesamt fÃ¼r
erledigt.

Das LRA erwiderte mit Schreiben vom 20. August 2020, dass, nachdem dem
Ã�nderungsantrag nicht habe entsprochen werden kÃ¶nnen, auch der Antrag auf
ErhÃ¶hung des GdB fÃ¼r den zurÃ¼ckliegenden Zeitraum habe abgelehnt werden
mÃ¼ssen. Dies widerspreche nicht der durch Bescheid vom 20. Juli 2020
getroffenen Feststellung, wonach der GdB im Zeitraum vom 3. Juni 2016 bis zum
26. Januar 2017 (ebenfalls) 30 betrage. Mit Antrag vom 18. Februar 2020 habe der
KlÃ¤ger eine rÃ¼ckwirkende ErhÃ¶hung beantragt, die durch Bescheid vom 21. Juli
2020 abgelehnt worden sei. FÃ¼r eine RÃ¼cknahme des Bescheides vom 22. Juli
2020 bestehe deshalb kein Grund, so dass die vorgeschlagene vergleichsweise
Regelung nicht in Betracht komme.

Der KlÃ¤ger hat am 2. November 2020 beim SG UntÃ¤tigkeitsklage erhoben (S 10
SB 3063/20), die er am 9. November 2020 nach Erlass der Widerspruchsbescheide
durch den Beklagten fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt hat.

Durch Widerspruchsbescheid vom 4. November 2020 wies der Beklagte den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 20. Juli 2020 (Feststellung eines GdB von 30
auch im Zeitraum vom 3. Juni 2016 bis zum 26. Januar 2017) zurÃ¼ck und lehnte
die Erstattung von Vorverfahrenskosten ab. Der angefochtene Bescheid sei
zutreffend. Einer ausdrÃ¼cklichen Angabe der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen habe
es im Bescheid nicht bedurft.

Der Widerspruchsbescheid vom 5. November 2020 wies der Beklagte den
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Widerspruch gegen den Bescheid vom 22. Juli 2020 (Ablehnung des Antrags nach 
Â§ 44 SGB X) zurÃ¼ck und lehnte die Erstattung der Kosten des Vorverfahrens ab.
Die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme nach Â§ 44 SGB X hÃ¤tten nicht
vorgelegen. Zutreffend sei durch den Bescheid vom 8. Februar 2017 ein GdB von 30
fÃ¼r die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen im Funktionssystem der oberen
GliedmaÃ�en (Funktionsbehinderung des rechten Handgelenks,
GebrauchseinschrÃ¤nkung der rechten Hand) ab dem 27.Â Januar 2017, dem
Datum des Antragseingangs, festgestellt worden. Die mit Antrag vom 18.Â Februar
2020 geltend gemachte HÃ¶rminderung sei erstmals durch den Befundbericht der
behandelnden B vom 22. Juni 2020 auf der Grundlage des Tonaudiogramms vom
31.Â Januar 2020 nachgewiesen worden. Diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung sei
demnach im Zeitpunkt des Bescheiderlasses am 8. Februar 2017 nicht zu
berÃ¼cksichtigen gewesen. Im Ã�brigen habe sich der aus der beiderseitigen
HochtonschwerhÃ¶rigkeit ergebende Einzel-GdB von 10 auch nicht erhÃ¶hend auf
den Gesamt-GdB von 30 ausgewirkt.

Durch weiteren Widerspruchsbescheid vom 6. November 2020 wies der Beklagte
den Widerspruch gegen den Bescheid vom 21. Juli 2020 (Ablehnung des Antrags
vom 18. Februar 2020 auf Neufeststellung des GdB) zurÃ¼ck und lehnte die
Erstattung der Kosten des Vorverfahrens ab. Ã�ber den GdB sei letztmals durch
Bescheid vom 8. Februar 2017 entschieden worden. In den VerhÃ¤ltnissen, die
diesem Bescheid zugrunde gelegen hÃ¤tten, sei keine wesentliche Ã�nderung
eingetreten. Die BewegungseinschrÃ¤nkungen der rechten Hand nach
RadiustrÃ¼mmerfraktur mit operativer Behandlung seien weiterhin mit einem
Einzel-GdB von 30 zutreffend bewertet. GestÃ¼tzt auf den Befundbericht der B sei
als weitere FunktionsbeeintrÃ¤chtigung eine SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit einem
Einzel-GdB von 10 zu berÃ¼cksichtigen. Dieser Einzel-GdB fÃ¼hre jedoch nicht zur
ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB.

Mit der am 9. November 2020 beim SG erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger die
Verurteilung des Beklagten zur Erstattung der Kosten des Widerspruchsverfahrens
gegen den Bescheid vom 21.Â Juli 2020 Ã¼ber die Ablehnung des Antrags vom 18.
Februar 2020 auf Neufeststellung des GdB dem Grunde nach verfolgt.

Zur KlagebegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, er habe mit Antrag vom 18.
Februar 2020 vor allem eine HÃ¶herbewertung des GdB wegen seiner
eingeschrÃ¤nkten HÃ¶rfÃ¤higkeit geltend gemacht. Hierauf sei das LRA im
Bescheid vom 21. Juli 2020 nicht ansatzweise eingegangen. Er habe deshalb davon
ausgehen mÃ¼sse, dass diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung nicht berÃ¼cksichtigt
worden sei. Nachdem der Beklagte hierauf im Widerspruchsbescheid vom 6.
November 2020 eingegangen sei, sei der Bescheid vom 21. Juli 2020 nachtrÃ¤glich
begrÃ¼ndet worden, woraus sich die Verpflichtung des Beklagten zur Erstattung
der Kosten des Widerspruchsverfahrens ergebe.

Der Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung seines Antrags auf Klageabweisung entgegnet,
der Bescheid vom 21. Juli 2020 sei ausreichend begrÃ¼ndet gewesen. Es sei
dargelegt worden, dass eine wesentliche Ã�nderung gegenÃ¼ber der letzten
bestandskrÃ¤ftigen Feststellung des GdB nicht eingetreten sei. Im
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Widerspruchsbescheid sei lediglich die SchwerhÃ¶rigkeit als weitere
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung ergÃ¤nzt worden, ohne dass sich an der HÃ¶he des
GdB etwas geÃ¤ndert habe. Es handele sich hierbei nicht um eine vollstÃ¤ndige
Nachholung der BegrÃ¼ndung. Auch sei zu berÃ¼cksichtigen, dass nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) nur der Gesamt-GdB und nicht
auch die Einzel-GdB in Rechtskraft erwachsen wÃ¼rden und auch kein Anspruch auf
die bestimmte Bezeichnung einer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung bestehe. Demnach
befinde sich im VerfÃ¼gungssatz von Bescheid und Widerspruchsbescheid lediglich
die Gesamt-GdB-Feststellung bzw. Antragsablehnung ohne Tenorierung von
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen oder Einzel-GdB-Werten.

Die vom KlÃ¤ger geltend gemachten Kosten des Vorverfahrens hat er auf Nachfrage
des SG nunmehr mit 785,40 Euro (640,00 Euro [GebÃ¼hr nach Nr.Â 2302 VV RVG]
+ 20,00 Euro [Auslagenpauschale nach Nr. 7002 VV RVG] + 125,40 Euro [19 %
Umsatzsteuer nach [Nr. 7008 VV RVG]) angegeben.Â Â Â Â Â 

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch Gerichtsbescheid vom
19. MÃ¤rz 2021 abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf die Erstattung
der Kosten des Widerspruchsverfahrens. Der Widerspruch habe keinen Erfolg
gehabt (Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X). Auch eine Kostenerstattung nach Â§ 63 Abs. 1
Satz 2 SGB X wegen der Heilung eines BegrÃ¼ndungsmangels des Bescheides vom
21. Juli 2020 im Rahmen des Widerspruchsverfahrens komme nicht in Betracht. Ein
Anspruch auf Kostenerstattung nach dieser gesetzlichen Regelung bestehe nur,
wenn der Widerspruch â��nurâ�� deshalb keinen Erfolg gehabt habe, weil die
Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift wegen ihrer Heilung unbeachtlich
sei. Nach der Rechtsprechung des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg (LSG;
Urteil vom 19. Mai 2011 â�� L 7 AS 109/11 â��, juris, Rz.Â 20 m. w. N.) mÃ¼sse die
nachtrÃ¤gliche Heilung der einzige Grund sein, der den Erfolg des Widerspruchs
letztlich vereitelt habe. Selbst wenn der Bescheid vom 21. Juli 2020 an einem
BegrÃ¼ndungsmangel gelitten haben sollte â�� wovon das Gericht nicht ausgehe
â�� sei die im Widerspruchsverfahren erfolgte Heilung dieses
BegrÃ¼ndungsmangels nicht der einzige Grund gewesen, wegen dem der
Widerspruch erfolglos geblieben sei. Der Beklagte sei zu Recht davon ausgegangen,
dass die beiderseitige SchwerhÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers mit einem Einzel-GdB von 10
zu bewerten gewesen sei, der sich nicht erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdB
ausgewirkt habe. Die dem Gerichtsbescheid beigefÃ¼gten Rechtsmittelbelehrung
verwies auf die Berufung als statthaftes Rechtsmittel.Â Â  

Am 23. MÃ¤rz 2021 hat der KlÃ¤ger gegen den seinem ProzessbevollmÃ¤chtigen
am 19. MÃ¤rz 2021 zugestellten Gerichtsbescheid Berufung beim LSG eingelegt.

Zur BerufungsbegrÃ¼ndung bekrÃ¤ftigt der KlÃ¤ger seine AusfÃ¼hrungen aus dem
erstinstanzlichen Verfahren und fÃ¼hrt im Weiteren aus, dass die vom SG
unterstellte nachtrÃ¤gliche Heilung des BegrÃ¼ndungsmangels der einzige Grund
fÃ¼r die Erfolglosigkeit des Widerspruchs gewesen sei. Wenn es entsprechend der
Antragstellung zu einer HÃ¶herbewertung des GdB infolge der beiderseitigen
SchwerhÃ¶rigkeit gekommen wÃ¤re, hÃ¤tte der GdB, weil die SchwerhÃ¶rigkeit
bereits seit 2017 bestanden habe, auch rÃ¼ckwirkend erhÃ¶ht werden mÃ¼ssen.
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Demnach hÃ¤tte die PrÃ¼fung der HÃ¶herbewertung des GdB bereits im
Ausgangsbescheid erfolgen mÃ¼ssen. Da diese PrÃ¼fung nicht erfolgt und erst im
Widerspruchsverfahren nachgeholt worden sei, sei die nachtrÃ¤gliche Heilung des
BegrÃ¼ndungsmangels â�� gesamtschauend betrachtet â�� auch der einzige
Grund fÃ¼r die Erfolglosigkeit des Widerspruchs gewesen. Zuletzt hat der KlÃ¤ger
darauf hingewiesen, dass seine Rechtsauffassung durch das Urteil des BSG vom 4.
Juni 1998 â�� B 9 SB 17/97 â�� (gemeint wohl Urteil vom 24.Â Juni 1998 â�� B 9 SB
17/97 R â��) gestÃ¼tzt werde.Â 

Die KlÃ¤ger beantragt â�� sinngemÃ¤Ã� â��,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 19. MÃ¤rz 2021 aufzuheben
und den Beklagten unter Aufhebung der Kostenentscheidung des
Widerspruchsbescheides vom 6. November 2020 zu verurteilen, ihm die Kosten des
Widerspruchsverfahrens dem Grunde nach zu erstatten.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) eingelegte Berufung,
Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist nicht statthaft (Â§Â§Â 143,Â 144
SGG) und damit unzulÃ¤ssig. Die Berufung wÃ¤re aber auch unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist der Gerichtsbescheid des SG vom 19.
MÃ¤rz 2021, mit dem das SG die von ihm angenommene kombinierte Anfechtungs-
und Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 SGG) des KlÃ¤gers auf AbÃ¤nderung des
Widerspruchsbescheides vom 6. November 2020 und auf Verpflichtung des
Beklagten zur Erstattung der Kosten des Vorverfahrens abgewiesen hat. Entgegen
der Rechtsansicht des SG ist vorliegend die zutreffende Klageart jedoch eine
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 und 4 SGG). Die
Anfechtungsklage zielt auf die Aufhebung der Kostenentscheidung des
Widerspruchsbescheides, die als eigenstÃ¤ndiger Verwaltungsakt selbstÃ¤ndig
angefochten werden kann, und die Leistungsklage auf die Erstattung der Kosten des
Vorverfahrens. Einer Verpflichtungsklage bedarf es nicht, weil mit der Ablehnung
der Kostenerstattung eine anfechtbare Verwaltungsentscheidung vorliegt (vgl. BSG,
Urteil vom 1. Juli 2009 â�� B 4 AS 21/09 R â�� juris, Rz. 10 ff.). MaÃ�geblicher
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Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei der vorliegenden
Klageart der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung in den
Tatsacheninstanzen (vgl. BSG, Urteil vom 2.Â September 2009 â�� B 6 KA 34/08 R
â��, BSGE 104, 116 [124]; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 54 Rz. 34), ohne eine solche derjenige der
Entscheidung.

Die UnzulÃ¤ssigkeit der Berufung folgt daraus, dass sie nicht statthaft ist.

NachÂ Â§Â 143 SGGÂ findet gegen die Urteile der Sozialgerichte die Berufung an
das Landessozialgericht statt. Allerdings bedarf die Berufung der â�� hier nicht
vorliegenden â�� Zulassung in dem Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde
durch Beschluss des Landessozialgerichts, wenn der Wert des
Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung
oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750 Euro nicht Ã¼bersteigt
(Â§Â 144 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGG); dies gilt nur dann nicht, wenn die Berufung
wiederkehrende oder laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft (Â§Â 144
Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGG). Diese BeschrÃ¤nkung der Berufung ist gemÃ¤Ã�Â Â§Â 105
Abs.Â 1 SatzÂ 3, Abs.Â 2 SGGÂ auch zu beachten, wenn das Sozialgericht â�� wie
hier â�� durch Gerichtsbescheid entschieden hat (vgl. BSG, Urteil vom 19. MÃ¤rz
2020 â�� B 4 AS 4/20 RÂ â��, juris,Â Rz. 13).
Dabei obliegt die Bestimmung des Umfangs des Klage- und daran anschlieÃ�end
des Berufungsbegehrens auf Grund des auch im sozialgerichtlichen Verfahren
geltenden Dispositionsgrundsatzes nicht dem Gericht, sondern dem KlÃ¤ger. Die
durchÂ Â§Â 144 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGGÂ normierte ZulassungsbedÃ¼rftigkeit
knÃ¼pft insofern an das materielle Begehren des BerufungsklÃ¤gers an, also sein
ursprÃ¼ngliches Klageziel, soweit er dieses im Berufungsverfahren noch
weiterverfolgt (vgl. BSG, Urteile vom 19. MÃ¤rz 2020 â�� B 4 AS 4/20 RÂ â��,
juris,Â Rz. 14 und vom 5. August 2015 â�� B 4 AS 17/15 BÂ â��, juris,Â Rz. 6);
maÃ�geblich ist der Zeitpunkt der Berufungseinlegung (vgl. BSG, Urteile vom
19.Â MÃ¤rz 2020 â�� B 4 AS 4/20 RÂ â��, juris,Â Rz. 14 und vom 8. Oktober 1981
â�� 7 RAr 72/80Â â��, juris, Rz. 16). Bei einem â�� wie vorliegend â�� auf ein
Grundurteil gerichteten Begehren muss der Antrag allerdings nicht beziffert werden.
Auch in diesem Fall ist es aber mit Blick auf die Regelung desÂ Â§Â 144 Abs.Â 1
SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGGÂ notwendig, anhand des erkennbaren Begehrens den Wert
wenigstens Ã¼berschlÃ¤gig zu ermitteln (vgl.Â BSG, Urteil vom 4. Juli 2018 â�� B 3
KR 14/17 RÂ â��, juris,Â Rz. 14; vgl. insgesamt LSG Hessen, Urteil vom 24. Juni
2020 â�� L 6 AS 292/19 â��, juris, Rz. 35 f.).

Den Wert des Begehrens des KlÃ¤gers, der Erstattung der Kosten des
Vorverfahrens, betrÃ¤gt 371,20 Euro. In dieser HÃ¶he hatte sein
ProzessbevollmÃ¤chtigter Kosten im Widerspruchsverfahren (300,00 [GebÃ¼hr
nach Nr. 2302 VV RVG], 20,00 Euro [Auslagenpauschale nach Nr. 7002 VV RVG],
51,20 Euro [16Â % Umsatzsteuer nach Nr. 7008 VV RVG]) geltend gemacht. Die
Berufung ist damit unzulÃ¤ssig, weil der Wert des Beschwerdegegenstandes nicht
750 Euro Ã¼bersteigt (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG) und keine wiederkehrenden
oder laufenden Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr begehrt werden (Â§Â 144 Abs. 1
Satz 2 SGG).
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Der KlÃ¤ger hat im Klageverfahren die ihm im Widerspruchsverfahren entstandenen
Kosten zwar mit 785,40 Euro (640,00 Euro [GebÃ¼hr nach Nr. 2302 VV RVG] +
20,00 Euro [Auslagenpauschale nach Nr. 7002 VV RVG] + 125,40 Euro [19 %
Umsatzsteuer nach Nr. 7008 VV RVG]) beziffert. Nach Ansicht des Senats kann
diese Angabe des Werts des klÃ¤gerischen Begehrens jedoch nicht zur Bestimmung
des Werts des Beschwerdegegenstandes herangezogen werden. Im Rahmen der
Entscheidung Ã¼ber die ZulÃ¤ssigkeit der Berufung ist zwar nicht abschlieÃ�end
Ã¼ber die Berechtigung der vom BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers ins Auge
gefassten GebÃ¼hrenforderung zu befinden; eine GebÃ¼hrenforderung ist jedoch
dann fÃ¼r die Bestimmung des Beschwerdegegenstandswerts unbeachtlich, wenn
ein Anspruch in dieser HÃ¶he nach keiner Betrachtungsweise bestehen kann (vgl.
BSG, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 38/14 R â��, juris, Rz. 11). So verhÃ¤lt es
sich vorliegend. Es ist kein nachvollziehbarer Grund ersichtlich, wegen dem sich die
GebÃ¼hren des BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers von 371,20 Euro, die noch im
Widerspruchsverfahren geltend gemacht worden sind, auf 785,40 Euro, die im
Klageverfahren begehrt wurden, erhÃ¶ht haben sollten. Im Klageverfahren ist
demnach mehr als eine Verdoppelung der GebÃ¼hrenforderung eingetreten. Der
BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat aber im Widerspruchsverfahren nach der
Bezifferung seiner GebÃ¼hren auf 371,20 Euro (Schreiben vom 7. August 2020)
keine weitere wesentliche TÃ¤tigkeit mehr ausgeÃ¼bt, die eine ErhÃ¶hung seiner
GebÃ¼hren â�� und schon Ã¼berhaupt nicht um mehr als 100 % â�� ÂÂ-
rechtfertigt. Das in den Widerspruchsverfahren gegen die Bescheide vom 20., 21.
und vom 22. Juli 2020 zur Vorlage gekommene Schreiben des klÃ¤gerischen
ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 13.Â August 2020 bezieht sich auf die Bescheide
vom 20. und vom 22. Juli 2020 und nicht auf den allein vorliegend maÃ�geblichen
Bescheid vom 21.Â Juli 2020. Eine weitere TÃ¤tigkeit im hier maÃ�geblichen
Widerspruchsverfahren hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers im
Widerspruchsverfahren nach Bezifferung seiner GebÃ¼hren und vor Erlass des
Widerspruchsbescheides vom 6.Â November 2020 nicht entfaltet. 

Der ursprÃ¼nglich geltend gemachte GebÃ¼hrensatz von 371,20 Euro entspricht
auch dem, was Ã¼blicherweise anwaltlicherseits fÃ¼r die entfaltete TÃ¤tigkeit in
einem solchen Rechtsstreit verlangt werden kann. Nach Nr. 2302 VV RVG â�� in der
fÃ¼r das vorliegenden Verfahren maÃ�geblichen vom 30. Juni 2020 bis zum 29.
Dezember 2020 geltenden Fassung â�� umfasst die GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr einen
Betragsrahmen von 50 bis 640 Euro. Eine GebÃ¼hr von mehr als 300 Euro kann
indes nach Nr.Â 2302 VV RVG nur gefordert werden, wenn die TÃ¤tigkeit
umfangreich oder schwierig war (sogenannte SchwellengebÃ¼hr). Innerhalb dieses
GebÃ¼hrenrahmens bestimmt der Rechtsanwalt nach Â§ 14 Abs.Â 1 SatzÂ 1 RVG
die GebÃ¼hr im Einzelfall unter BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde, vor allem des
Umfangs und der Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit, der Bedeutung der
Angelegenheit sowie der Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des
Auftraggebers nach billigem Ermessen. Hiermit ist dem Rechtsanwalt ein
Beurteilungs- und Entscheidungsvorrecht eingerÃ¤umt, das mit der Pflicht zur
BerÃ¼cksichtigung jedenfalls der in Â§ 14 RVGÂ genannten Kriterien verbunden ist.
Zudem ist ihm nach Â§ 14 Abs. 1 RVGÂ bei RahmengebÃ¼hren wie der
GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr ein Ermessensspielraum von 20 % (sogenannte
Toleranzgrenze) zuzugestehen, der von Dritten wie auch von den Gerichten zu
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beachten ist. Ist die GebÃ¼hr von einem Dritten zu ersetzen, ist die vom
Rechtsanwalt getroffene Bestimmung nicht verbindlich, wenn sie unbillig ist (Â§ 14
Abs. 1 Satz 4 RVG). Umfang und Schwierigkeit der anwaltlichen TÃ¤tigkeit sind
objektive Kriterien. Zu diesen treten die Bedeutung der Angelegenheit fÃ¼r den
Auftraggeber sowie dessen Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse als
subjektive Kriterien hinzu. DarÃ¼ber hinaus ist nach Â§ 14 Abs. 1 Satz 3 RVGÂ in
Verfahren, in denen BetragsrahmengebÃ¼hren entstehen, fÃ¼r deren Bemessung
ergÃ¤nzend das Haftungsrisiko als weiteres Kriterium zu berÃ¼cksichtigen, ohne
dass ein besonderes Haftungsrisiko des Rechtsanwalts einen eigenen
GebÃ¼hrentatbestand begrÃ¼ndet. Die AufzÃ¤hlung der Bemessungskriterien in 
Â§Â 14 Abs. 1 Satz 1 RVGÂ ist nach dem Wortlaut der Vorschrift (â��vor allemâ��)
nicht abschlieÃ�end, sodass weitere, unbenannte Kriterien mit einbezogen werden
kÃ¶nnen. SÃ¤mtliche heranzuziehenden Kriterien stehen selbstÃ¤ndig und
gleichwertig nebeneinander und vermÃ¶gen sich bei Abweichungen vom
Durchschnitt untereinander zu kompensieren. Die GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr nach Nr.
2302 VV RVG ist in einem ersten Schritt ausgehend von der sogenannten
MittelgebÃ¼hr zu bestimmen. Diese errechnet sich aus dem GebÃ¼hrenrahmen
von 50 bis 640 Euro, betrÃ¤gt demnach 345 Euro, und ist in Verfahren zugrunde zu
legen, in denen sich die TÃ¤tigkeit des Rechtsanwalts nicht nach oben oder unten
vom Durchschnitt abhebt. Die ausgehend von der MittelgebÃ¼hr zu bestimmende
GebÃ¼hr ist in einem zweiten Schritt in HÃ¶he der SchwellengebÃ¼hr, die 300 Euro
betrÃ¤gt, zu kappen, wenn weder der Umfang noch die Schwierigkeit der
anwaltlichen TÃ¤tigkeit mehr als durchschnittlich sind (vgl. BSG, Urteil vom 12.
Dezember 2019 â�� B 14 AS 48/18 R â��, juris, Rz. 15 ff.).

Demnach sind keine GrÃ¼nde ersichtlich, wegen denen der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers eine GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr von mehr als der
MittelgebÃ¼hr, wie er sie noch im Widerspruchsverfahren geltend gemacht hat,
beanspruchen kÃ¶nnen soll. Der Umfang und die Schwierigkeit der anwaltlichen
TÃ¤tigkeit im Widerspruchsverfahren, die RÃ¼ge der vermeintlichen
NichtberÃ¼cksichtigung einer geltend gemachten FunktionsbeeintrÃ¤chtigung und
die Forderung von Kosten des Widerspruchsverfahrens wegen der Heilung eines
vermeintlichen BegrÃ¼ndungsmangels, war, wenn Ã¼berhaupt, durchschnittlich
und rechtfertigt demnach nicht eine GebÃ¼hr, die Ã¼ber der SchwellengebÃ¼hr
liegt, und schon nicht ansatzweise die HÃ¶chstgebÃ¼hr. Unbeachtlich sind die
TÃ¤tigkeiten, die der ProzessbevollmÃ¤chtige des KlÃ¤gers in den weiteren
Widerspruchsverfahren gegen die Bescheide vom 20. und vom 22. Juli 2020
entfaltet hat; allein maÃ�geblich fÃ¼r die Bestimmung seiner GebÃ¼hr im
vorliegenden Verfahren ist seine TÃ¤tigkeit im Widerspruchsverfahren gegen den
Bescheid vom 21. Juli 2020.

Auch unter BerÃ¼cksichtigung der Toleranzgrenze von 20 % (vgl. oben) wird nicht
eine GebÃ¼hrenhÃ¶he erreicht, durch die der Wert des Beschwerdegegenstandes
mehr als 750 Euro betrÃ¤gt. Im Ã�brigen legt der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers der Bezifferung seiner Forderung im Klageverfahren fÃ¼r das Jahr 2020
unzutreffend eine Umsatzsteuer von 19 % und nicht wie noch zutreffend im
Widerspruchsverfahren eine Umsatzsteuer von 16 % zu Grunde.
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Die insofern unzutreffende Rechtsmittelbelehrung des erstinstanzlichen
Gerichtsbescheides vom 19. MÃ¤rz 2021 Ã¼ber die Berufung als statthaftes
Rechtsmittel fÃ¼hrt nicht zur ZulÃ¤ssigkeit der Berufung (vgl. BSG, Urteil vom 4.
Juli 2018 â�� B 3 KR 14/17 R â��, juris, Rz. 15). Eine nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 SGG
(notwendige) Zulassung der Berufung lÃ¤sst sich auch weder dem Tenor noch den
EntscheidungsgrÃ¼nden des Gerichtsbescheides vom 19. MÃ¤rz 2021 entnehmen.

Die Berufung wÃ¤re aber auch unbegrÃ¼ndet. Ihre UnbegrÃ¼ndetheit folgt aus der
UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Die Kostenentscheidung des Widerspruchsbescheides
vom 6. November 2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten (Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die
Erstattung der Kosten des Widerspruchsverfahrens. Zu Recht hat das SG demnach
die Klage durch Gerichtsbescheid vom 19.Â MÃ¤rz 2021 abgewiesen.

Nach Â§ 63 Abs. 1 Satz 1 SGB X hat der RechtstrÃ¤ger, dessen BehÃ¶rde den
angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, soweit der Widerspruch erfolgreich ist,
demjenigen, der Widerspruch erhoben hat, die zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen zu
erstatten.Â Dies gilt auch, wenn der Widerspruch nur deshalb keinen Erfolg hat, weil
die Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift nachÂ Â§ 41 SGB X
Â unbeachtlich ist (Â§Â 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X). Die GebÃ¼hren und Auslagen
eines Rechtsanwalts oder eines sonstigen BevollmÃ¤chtigten im Vorverfahren sind
nach Â§ 63 Abs. 2 SGB X erstattungsfÃ¤hig, wenn die Zuziehung eines
BevollmÃ¤chtigten notwendig war.

Gemessen an diesen gesetzlichen Vorgaben hat der Beklagte zu Recht durch
Widerspruchsbescheid vom 6. November 2020 die Erstattung der Kosten des
Widerspruchsverfahrens abgelehnt.

Der Widerspruch war nicht erfolgreich, so dass ein Anspruch auf Kostenerstattung
nach Â§ 63 Abs.Â 1 Satz 1 SGB X nicht besteht. Die mit Neufeststellungsantrag vom
18. Februar 2020 vom KlÃ¤ger verfolgte ErhÃ¶hung des durch den maÃ�geblichen
Vergleichsbescheid vom 8. Februar 2017 festgestellten GdB von 30 hatte keinen
Erfolg. Da der Bescheid vom 21. Juli 2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 6. November 2020, weil der KlÃ¤ger die Ablehnung
der ErhÃ¶hung des GdB nicht mit der erstinstanzlichen Klage angefochten hat,
bindend geworden ist (Â§ 77 SGG), hat der Senat nicht zu prÃ¼fen, ob der Beklagte
zu Recht die Neufeststellung des GdB abgelehnt hat.

Ein Anspruch auf Erstattung der Kosten des Widerspruchsverfahrens ergibt sich
auch nicht aus Â§Â 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X. Dessen Voraussetzungen sind nicht
erfÃ¼llt. Es liegt zwar eine Verletzung eines Verfahrens- oder Formvorschrift, ein
BegrÃ¼ndungsmangel des Bescheides vom 21. Juli 2020, vor, die aufgrund ihrer
Heilung im Widerspruchsverfahren nach Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2 SGB X unbeachtlich ist,
der Widerspruch hat aber nicht nur deshalb keinen Erfolg gehabt.

Eine Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift ergibt sich daraus, dass der
Bescheid vom 21. Juli 2020 nicht entsprechend den Vorgaben des Â§ 35 SGB X
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ausreichend begrÃ¼ndet war. Nach Â§ 35 Abs. 1 SGB X ist ein schriftlicher oder
elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestÃ¤tigter Verwaltungsakt
mit einer BegrÃ¼ndung zu versehen (Satz 1).Â In der BegrÃ¼ndung sind die
wesentlichen tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde mitzuteilen, die die
BehÃ¶rde zu ihrer Entscheidung bewogen haben (Satz 2).Â Die BegrÃ¼ndung von
Ermessensentscheidungen muss auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von
denen die BehÃ¶rde bei der AusÃ¼bung ihres Ermessens ausgegangen ist (Satz 3).
Einer BegrÃ¼ndung bedarf es nach Â§ 35 Abs. 2 SGB X nicht, soweit die BehÃ¶rde
einem Antrag entspricht oder einer ErklÃ¤rung folgt und der Verwaltungsakt nicht in
Rechte eines anderen eingreift (Nr. 1), soweit demjenigen, fÃ¼r den der
Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auffassung der
BehÃ¶rde Ã¼ber die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne
BegrÃ¼ndung fÃ¼r ihn ohne weiteres erkennbar ist (Nr. 2), wenn die BehÃ¶rde
gleichartige Verwaltungsakte in grÃ¶Ã�erer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe
automatischer Einrichtungen erlÃ¤sst und die BegrÃ¼ndung nach den UmstÃ¤nden
des Einzelfalles nicht geboten ist (Nr. 3), wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift
ergibt (Nr. 4) oder wenn eine AllgemeinverfÃ¼gung Ã¶ffentlich bekannt gegeben
wird (Nr. 5). In den FÃ¤llen des Â§ 35 Abs. 2 Nr.Â 1 bis 3 SGBÂ X ist der
Verwaltungsakt schriftlich oder elektronisch zu begrÃ¼nden, wenn der Beteiligte,
dem der Verwaltungsakt bekannt gegeben ist, es innerhalb eines Jahres seit
Bekanntgabe verlangt (Abs. 3).

Indem der Bescheid vom 21. Juli 2020 nicht ansatzweise auf die vom KlÃ¤ger im
Rahmen des Neufeststellungsantrags vom 18. Februar 2020 geltend gemachte
stark eingeschrÃ¤nkte HÃ¶rfÃ¤higkeit, auf die der KlÃ¤ger maÃ�geblich den
Neufeststellungsantrag gestÃ¼tzt hat, eingegangen ist, hat er nicht den Vorgaben
des Â§ 35 Abs. 1 Satz 2 SGB X entsprochen. FÃ¼r die Ablehnung der
HÃ¶herbewertung des GdB war die Bewertung der beiderseitigen SchwerhÃ¶rigkeit
dahingehend, dass diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung sich nicht erhÃ¶hend auf den
Gesamt-GdB auswirkt, ein wesentlicher tatsÃ¤chlicher und rechtlicher Grund im
Sinne des Â§ 35 Abs. 1 Satz 2 SGB X, auf den sich die BegrÃ¼ndung des Bescheides
hÃ¤tte beziehen mÃ¼ssen. Eine Ausnahme von der BegrÃ¼ndungspflicht nach Â§
35 Abs. 2 SGB X ist nicht ersichtlich.
Das LRA hat indirekt auch durch sein Schreiben vom 11. August 2020 zu erkennen
gegeben, dass es selbst davon ausgegangen ist, dass eine BegrÃ¼ndungspflicht im
Hinblick auf die beiderseitige SchwerhÃ¶rigkeit bestanden hat. Es hat ausgefÃ¼hrt,
dass diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung im Fachprogramm wegen der
nachtrÃ¤glichen handschriftlichen ErgÃ¤nzung der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme nicht elektronisch hinterlegt gewesen und nur deshalb nicht in die
BegrÃ¼ndung des Bescheides vom 21. Juli 2020 Ã¼bernommen worden ist. Mithin
hÃ¤tte sich die BegrÃ¼ndung des Bescheides vom 21. Juli 2020, wenn keine
handschriftliche ErgÃ¤nzung der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme erfolgt
wÃ¤re, auch auf die beiderseitige SchwerhÃ¶rigkeit bezogen.

Die vom Beklagten im erstinstanzlichen Verfahren genannte Rechtsprechung des
BSG, wonach nur der Gesamt-GdB und nicht auch die Einzel-GdB in Rechtskraft
erwachsen und auch kein Anspruch auf die bestimmte Bezeichnung einer
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung besteht und sich deshalb aus dem VerfÃ¼gungssatz
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des Bescheides und Widerspruchsbescheides lediglich die Gesamt-GdB-Feststellung
bzw. Antragsablehnung ohne Tenorierung von FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen oder
Einzel-GdB-Werten ergibt, fÃ¼hrt zu keiner abweichenden Beurteilung. Diese
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 24. Juni 1998 â�� B 9 SB 17/97 R â��, juris, Rz.
10 ff.) bezieht sich vorrangig auf die Bindungswirkung eines Bescheides (Â§ 77 SGG
) nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX). Aus ihr
ergeben sich jedoch keine RÃ¼ckschlÃ¼sse auf den sich aus Â§Â 35 SGB X
ergebenden BegrÃ¼ndungsumfang eines Bescheides im Verfahren nach dem
Schwerbehindertenrecht im Sinne der Rechtsansicht des Beklagten. Das BSG hat im
Gegenteil â�� worauf der KlÃ¤ger hingewiesen hat â�� (vgl. BSG, a. a. O., Rz. 19)
ausgefÃ¼hrt, dass im BegrÃ¼ndungsteil eines Verwaltungsaktes Ã¼ber die HÃ¶he
des GdB oder Ã¼ber das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
einen Nachteilsausgleich darzulegen ist, welche tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde
festgestellt und der Entscheidung zugrunde gelegt worden sind.

Die unzureichende BegrÃ¼ndung des Bescheides vom 21. Juli 2020 ist im Rahmen
des Widerspruchsverfahrens nach Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2 SGB X geheilt worden. Der
Beklagte hat im Widerspruchsbescheid vom 6. November 2020 dargelegt, dass
gestÃ¼tzt auf den â�� bereits vor Erlass des Ausgangsbescheides vom 21. Juli 2020
eingeholten, dem LRA am 29. Juni 2020 zugegangenen â�� Befundbericht der B als
weitere FunktionsbeeintrÃ¤chtigung eine SchwerhÃ¶rigkeit beidseits mit einem
Einzel-GdB von 10 zu berÃ¼cksichtigen ist, der jedoch nicht zur ErhÃ¶hung des
durch den maÃ�geblichen Vergleichsbescheid vom 8. Februar 2017 festgestellten
Gesamt-GdB von 30 fÃ¼hrt. Entgegen den AusfÃ¼hrungen des Beklagten im
erstinstanzlichen Verfahren sind von Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X auch die FÃ¤lle
umfasst, in denen â�� wie vorliegend â�� eine unzureichende BegrÃ¼ndung nach 
Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2 SGB X nachtrÃ¤glich ergÃ¤nzt wird. Der Anwendungsbereich des 
Â§ 41 Abs. 1 Nr.Â 2 SGB X ist nicht auf diejenigen FÃ¤lle beschrÃ¤nkt, in denen
ursprÃ¼nglich die BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes vollstÃ¤ndig gefehlt hat
(vgl. Schneider-Danwitz, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2.Â Aufl. 2017, Stand:
1. Dezember 2017, Â§ 41 Rz. 23)

Einem Anspruch auf Erstattung der Kosten des Vorverfahrens nach Â§ 63 Abs. 1
Satz 2 SGB X steht jedoch entgegen, dass der Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den
Bescheid vom 21. Juli 2020 nicht â��nurâ�� deshalb keinen Erfolg gehabt hat, weil
eine Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift nach Â§ 41 SGB X
unbeachtlich geworden ist (vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 19. Mai 2011
â�� L 7 AS 109/11 â��, juris, Rz. 20; Mutschler, in: Kassler Kommentar
Sozialversicherungsrecht, 114. EL Mai 2021, Â§ 63 SGB X Rz. 9; Feddern, in:
Schlegel/Voelzke, juris-PK-SGBÂ X, 2.Â Aufl. 2017, Stand: 7. Oktober 2021, Â§ 63 Rz.
46; Becker, in: Hauck/Noftz, Kommentar zum SGB X, 3. EL 2021, Â§ 63 Rz.Â 37;
SchÃ¼tze, in: Roos/BlÃ¼ggel, Kommentar zum SGB X, 9.Â Aufl. 2020, Â§ 63 Rz. 27).

Die Heilung des BegrÃ¼ndungsmangels nach Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2 SGB X im
Widerspruchsverfahren war vorliegend nicht der einzige Grund fÃ¼r die
Erfolglosigkeit des Widerspruchs. Der Widerspruch war insbesondere auch deshalb
erfolglos, weil der Neufeststellungsantrag vom 18. Februar 2020 aus materiell-
rechtlichen GrÃ¼nden keinen Erfolg gehabt hat. Eine wesentliche Ã�nderung im
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Sinne des Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X wegen der der durch den maÃ�geblichen
Vergleichsbescheid vom 8.Â Februar 2017 festgestellte Gesamt-GdB von 30 zu
erhÃ¶hen gewesen wÃ¤re, ist nicht eingetreten. Dies steht, da der KlÃ¤ger den
Widerspruchsbescheid vom 6. November 2020 nur hinsichtlich der
Kostenentscheidung und nicht hinsichtlich der ZurÃ¼ckweisung des Widerspruchs
gegen die Ablehnung der Neufeststellung angefochten hat, zwischen den
Beteiligten bindend (Â§ 77 SGG) fest.

Aus den vom KlÃ¤ger im Berufungsverfahren vorgebrachten ErwÃ¤gungen ergibt
sich nichts anderes. Denn entgegen dem Vorbringen des KlÃ¤gers ist, wie der Senat
der Verwaltungsakte des Beklagten entnimmt, nicht erst im Widerspruchsverfahren,
sondern bereits im Ausgangsverfahren vor Erlass des eine Neufeststellung
ablehnenden Bescheides vom 21. Juli 2020 eine PrÃ¼fung erfolgt, ob der Gesamt-
GdB wegen der vom KlÃ¤ger geltend gemachten beiderseitigen SchwerhÃ¶rigkeit
zu erhÃ¶hen ist. Dies ergibt sich aus dem bei der B angeforderten Bericht und der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme der S vom 15. Juli 2020, in der
(handschriftlich) die beiderseitige SchwerhÃ¶rigkeit mit einem Einzel-GdB von unter
10 bewertet worden ist. Auch ist eine wie vom KlÃ¤ger angeregte
â��gesamtschauendeâ�� Betrachtungsweise nicht zielfÃ¼hrend, denn alleine
maÃ�geblich ist das Widerspruchsverfahren gegen den Bescheid vom 21. Juli
2020.Â 

Die EinschrÃ¤nkung des Anwendungsbereichs des Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X auf
diejenigen FÃ¤lle, in denen der Widerspruch einzig und alleine wegen der
nachtrÃ¤glichen Heilung des Verfahrens- oder BegrÃ¼ndungsmangels nach Â§ 41
SGB X im Widerspruchsverfahren keinen Erfolg gehabt hat, ergibt sich bereits aus
dessen Wortlaut. Denn sollten von Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X auch die FÃ¤lle erfasst
werden, in denen der Widerspruch trotz der Heilung des Verfahrens- oder
Formfehlers im Widerspruchsverfahren auch aus anderen (materiell-rechtlichen)
GrÃ¼nden keinen Erfolg gehabt hat (so etwa LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom
9.Â Juni 2021 â�� L 33 R 506/20 â��, juris, Rz. 29), hÃ¤tte es des Wortes â��nurâ��
in Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X nicht bedurft. Ausreichend wÃ¤re dann gewesen, wenn
Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X folgenden Wortlaut hÃ¤tte: â��Dies gilt auch, wenn der
Widerspruch deshalb keinen Erfolg hat, weil die Verletzung einer Verfahrens- oder
Formvorschrift nach Â§ 41Â unbeachtlich ist.â�� (vgl. LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 19. Mai 2011 â�� L 7 AS 109/11 â��, juris, Rz.
20). Â Â Â 

Die Regelung desÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB XÂ stellt demnach nur eine eng
begrenzte Ausnahme gegenÃ¼ber dem in Â§ 63 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB X als
Grundregel formulierten Erfolgs- oder Unterliegensprinzip dar, das aber nicht
zugunsten eines allgemeinen Billigkeitsprinzips aufgegeben wird. Anders als die
Entscheidung Ã¼ber die Erstattung auÃ�ergerichtlicher Kosten im Rahmen eines
Gerichtsverfahrens nachÂ Â§Â 193 SGG, die auch die Kosten eines
vorangegangenen â�� nicht isolierten â�� Widerspruchsverfahrens umfasst, steht
der Inhalt der Kostenentscheidung nachÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SGBÂ XÂ nicht im
â��billigen Ermessenâ�� der WiderspruchsbehÃ¶rde. WÃ¤hrendÂ Â§Â 193 Abs.Â 1
SGGÂ dem Gericht mangels inhaltlicher Vorgaben ein solches Ermessen einrÃ¤umt

                            14 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/77.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/41.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/41.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2033%20R%20506/20
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%20109/11
https://www.juris.testa-de.net/r3/document/BJNR114690980BJNE008501308/format/xsl/part/S?oi=TXYamwgA9x&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/63.html
https://www.juris.testa-de.net/r3/document/BJNR012390953BJNE021405301/format/xsl/part/S?oi=TXYamwgA9x&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.testa-de.net/r3/document/BJNR114690980BJNE008501308/format/xsl/part/S?oi=TXYamwgA9x&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.testa-de.net/r3/document/BJNR012390953BJNE021405301/format/xsl/part/S?oi=TXYamwgA9x&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.testa-de.net/r3/document/BJNR012390953BJNE021405301/format/xsl/part/S?oi=TXYamwgA9x&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D


 

(vgl. Schmidt, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmid, Kommentar zum SGG, 13.
Aufl. 2020, Â§Â 193 Rz. 12) und auch Verwaltungsverfahrensgesetze einzelner
LÃ¤nder ausdrÃ¼ckliche Bestimmungen Ã¼ber eine Kostenerstattung nach billigem
Ermessen vorsehen (vgl. z. B.Â Â§Â 80 Abs.Â 1 SatzÂ 5
LandesverwaltungsverfahrensgesetzÂ Baden-WÃ¼rttemberg [LVwVfG]), fehlt eine
solche Regelung inÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SGBÂ XÂ (vgl. BSG, Urteil vom 20. Oktober
2010 â��Â B 13 R 15/10 RÂ â��, juris, Rz. 33). Gleiches gilt fÃ¼rÂ Â§Â 80 Abs.Â 1
VerwaltungsverfahrensgesetzÂ des Bundes (VwVfG), demÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SGB X
Â nach gesetzgeberischem Willen nachgebildet ist (vgl. BT-Drucks. 8/2034, S.Â 36
zu Â§Â 61 des Entwurfs). DieÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB XÂ entsprechende
Vorschrift desÂ Â§Â 80 Abs.Â 1 SatzÂ 2 VwVfGÂ wurde zwar aus BilligkeitsgrÃ¼nden
eingefÃ¼hrt (vgl. BT-Drucks. 7/910, S.Â 92 zu Â§Â 76 des Entwurfs). Der Regelung
bedurfte es jedoch, weil auchÂ Â§Â 80 VwVfGÂ nur bei einem erfolgreichen
Widerspruch eine Kostenerstattung vorsieht und der WiderspruchsfÃ¼hrer im
Verwaltungsverfahren im Gegensatz zum Verwaltungsprozess im Fall einer
nachtrÃ¤glichen Heilung des streitigen Verwaltungsaktes nicht bereits durch eine
ErledigungserklÃ¤rung die Kostenlast abwenden kann (vgl. Kallerhoff/Keller, in:
Stelkens/Bonk/Sachs, Kommentar zum VwVfG, 9. Aufl. 2018, Â§Â 80 Rz. 37). Der
Grund fÃ¼r die Kostenerstattung trotz Erfolglosigkeit des Widerspruchs liegt
demnach auch beiÂ Â§Â 63 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB XÂ in der â�� ursprÃ¼nglichen â��
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Verwaltungsaktes aufgrund des Verfahrens-
oder Formmangels und der damit einhergehenden Berechtigung des Widerspruchs.
Soweit in Â§ 63 Abs. 1 SatzÂ 2 SGB X also BilligkeitsgrÃ¼nde in die
Kostenentscheidung einflieÃ�en, sind sie unverÃ¤ndert verknÃ¼pft mit einem
Erfolg des Widerspruchs, der hier nur durch nachtrÃ¤gliche Heilung â��entfÃ¤lltâ��.
Das Erfolgsprinzip wird demnach nicht zugunsten eines allgemeinen
Billigkeitsprinzips aufgegeben, das die BerÃ¼cksichtigung von
Veranlassungsgesichtspunkten erlaubt (vgl. insgesamt LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 19.Â Mai 2011 â�� L 7 AS 109/11 â��, juris, Rz.
20; vgl. auch LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 5.Â Oktober 2016 â�� L 18 AS
284/15 â��, juris, Rz. 16).

Wird mit dem Widerspruch insofern Ã¼ber die Beanstandung des Verfahrens- und
Formfehlers hinaus auch eine andere Sachentscheidung begehrt, richtet sich die
ErstattungsfÃ¤higkeit der Kosten des Vorverfahrens nach dem Erfolg des
Widerspruchs in der Sache selbst (vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 19.
Mai 2011 â�� L 7 AS 109/11 â��, juris, Rz. 22; vgl. auch LSG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 5. Oktober 2016 â�� L 18 AS 284/15 â��, juris, Rz. 18). Der
Anwendungsbereich des Â§ 63 Abs. 1 Satz 2 SGB X ist demnach nur dann erÃ¶ffnet,
wenn der Widerspruch auf die RÃ¼ge der Verletzung eines Verfahrens- oder
Formmangels beschrÃ¤nkt ist. HierfÃ¼r ergeben sich jedoch vorliegend keine
Anhaltspunkte. Mit dem am 28. Juli 2020 erhobenen Widerspruch hat der KlÃ¤ger
die Einholung eines Befund- und Behandlungsberichts bei der B angeregt und
insofern den Widerspruch auch auf materiell-rechtliche Aspekte erstreckt. Auch mit
Schreiben vom 7. August 2020 (Eingang beim LRA am 10. August 2020) hat der
KlÃ¤ger sein Widerspruchsbegehren nicht auf Verfahrens- oder Formfehler
beschrÃ¤nkt; er hat lediglich in Aussicht gestellt, dass, wenn das LRA ihm die
Kosten wegen der unzureichenden BegrÃ¼ndung erstattet, die geminderte
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HÃ¶rfÃ¤higkeit im Widerspruchsverfahren nicht weiterverfolgt werde. Ebenso lÃ¤sst
sich eine entsprechende BeschrÃ¤nkung des Widerspruchs nicht dem Schreiben des
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vom 13. August 2020 (Eingang beim LRA
am 17. August 2020) entnehmen, da sich dieses Schreiben nur auf die
WidersprÃ¼che gegen die Bescheide vom 20. und vom 22. Juli 2020 und nicht auf
den vorliegend maÃ�geblichen Widerspruch gegen den Bescheid vom 21. Juli 2020
bezogen hat.Â Â  

Nach alledem war die Berufung als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160Â Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 17.06.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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